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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Harry 
Scheuenstuhl, Natascha Kohnen, Inge Aures, 
Volkmar Halbleib, Helga Schmitt-Bussinger, Dr. Si-
mone Strohmayr, Hans-Ulrich Pfaffmann, Klaus 
Adelt, Florian von Brunn, Herbert Woerlein, Annet-
te Karl, Bernhard Roos, Andreas Lotte und Frakti-
on (SPD) 

Kein Fracking für Öl und Gas in Bayern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Schutz 
von Trinkwasser und Gesundheit in Bayern absoluten 
Vorrang zu gewähren und Fracking in Bayern wie folgt 
zur Gänze auszuschließen: 

1. Tiefenbohrungen zum Zweck der Förderung von 
unkonventionellen Öl- und Gasvorkommen mit 
chemischen Substanzen müssen in Bayern verbo-
ten und rechtlich ausgeschlossen werden. 

2. Weder befristete noch unbefristete Aufsuchungs- 
und Erkundungslizenen unkonventioneller Öl- und 
Gasvorkommen in Bayern dürfen mehr erteilt wer-
den. 

3. Die Staatsregierung setzt sich auf Bundesebene 
dafür ein, dass durch ausreichende gesetzliche 
Regelungen im Bergrecht, in der Umweltverträg-
lichkeitsprüfungsverordnung (UVP-V) und im 
Wasserrecht die Punkte 1 und 2 garantiert wer-
den.  

 
 

 

Begründung: 

Fracking ist eine spezielle Gewinnungsmethode, die 
vorwiegend dazu eingesetzt wird, Öle und Gase aus 
Gesteinsschichten in großer Tiefe zu fördern. Bei die-
ser Art der Förderung von Öl und Gas aus sog. „un-
konventionellen Lagerstätten“ wird ein chemikalienhal-
tiges Sand-Wassergemisch in große Tiefe gepresst, 
um die Energieträger schneller bzw. überhaupt aus 
dem Gestein zu lösen. Das Tiefenwassergemisch in 
dem die Öle und Gase dann wieder an die Oberfläche 
geholt werden, ist nach dem Einsatz als Sondermüll 
zu deklarieren. In Deutschland und Bayern ist eine 
Gefährdung insbesondere des Trinkwassers durch 
Fracking nicht auszuschließen. 

Obwohl die Staatsregierung ein „Nein“ zum Fracking 
kommuniziert hat, wurde im Januar 2014 vom 
Staatsministerium für Wirtschaft und Medien, Energie 
und Technologie eine, auf drei Jahre befristete Erkun-
dungslizenz zur Erdölausbeutung an den britischen 
Bergbaukonzern „Rose Petroleum“ vergeben. Die Li-
zenz dient laut dem Unternehmen zur Aufsuche von 
Erdöl und Erdgas mittels konventioneller und unkon-
ventioneller (Fracking-)Förderung. Mit der Erteilung 
solcher Lizenzen wird Bayern potenziell für Fracking 
geöffnet. Betroffen ist ein 2.600 Quadratkilometer gro-
ßes Areal, das „Weiden Basin“ in der Oberpfalz und 
Oberfranken. 

Um „unkonventionelles“ Gas-Fracking in Bayern ein 
für alle Mal auszuschließen, wird die Staatsregierung 
aufgefordert, Tiefenbohrungen zum Zweck der Förde-
rung von unkonventionellen Öl- und Gasvorkommen 
mit chemischen Substanzen in Bayern zu verbieten 
und rechtlich auszuschließen, weder befristete noch 
unbefristete Aufsuchungs- und Erkundungslizenen 
unkonventioneller Öl- und Gasvorkommen in Bayern 
zu erteilen und sich auf Bundesebene dafür einzuset-
zen, dass ausreichende gesetzliche Regelungen im 
Bergrecht (Umweltverträglichkeitsprüfung) und Was-
serrecht verabschiedet werden, damit Bayern frei von 
Fracking bleibt. 



Woher soll dieses Geld kommen? - Diese Frage ist
relativ klar zu beantworten. Im Kommunalabgabenge-
setz steht, dass kommunale Anlagen der Wasserver-
sorgung und Abwasserentsorgung als kostenrechnen-
de Einheiten zu betreiben sind. Das ist die
momentane Rechtslage. Wenn Sie jetzt sagen, dass
wir das zukünftig anders machen, müssen wir das
Recht ändern. Dann muss sich der Staat auch am
laufenden Unterhalt beteiligen. So, wie ich Sie ver-
standen habe, wollen Sie das flächendeckend ma-
chen. Jetzt frage ich Sie, was Sie einer Kommune
sagen, die in den letzten Jahren und Jahrzehnten die
laufenden Kosten für die Instandhaltung über die Ge-
bühren finanziert hat und jetzt erfährt, dass es vom
Staat Geld gibt, wenn sie das nicht getan und ihre An-
lagen heruntergewirtschaftet hätte. Ich möchte wis-
sen, was Sie den Kommunen sagen, die sich als die
Dummen fühlen, weil sie ihre Aufgaben erledigt
haben, die anderen dagegen nicht.

(Beifall bei der CSU)

Ich sehe aber auch, dass es für manche Kommunen
richtig schwer werden wird. Ich erkenne das schon in
den strukturschwachen Gebieten, wo die Entwicklung
der Bevölkerung rückläufig ist. Ich sehe das in meiner
Heimat am Beispiel einer Molkerei, die plötzlich zu-
sperrt und die genauso viele Einwohnergleichwerte
wie die gesamte Ortschaft brauchte. Was passiert in
solchen Fällen, wenn übermäßige Aufwendungen an-
stehen? Hier müssen wir uns überlegen, dass wir sol-
chen Kommunen behilflich sind.

Herr Hanisch, ich habe Sie sehr wohl vernommen. Es
gibt eine kleine Diskrepanz zwischen dem, was Sie
geschrieben haben, und dem, was Sie zum Schluss
als wohl zu erreichendes Zukunftsziel beschrieben
haben. Ich bin auch der Meinung, dass wir uns die
Fälle in Ruhe anschauen und die Mittel nicht mit der
Gießkanne verteilen sollten. Wir sollten uns auf die
Fälle konzentrieren, in denen es wirklich notwendig
ist, dass der Staat hilft. Diese Fälle sollten wir sauber
analysieren. Dieses Vorgehen beschreibt der Antrag
der CSU am besten. Deshalb werde ich Ihnen dazu
raten, diesem Antrag zu folgen. Ich bin gerne bereit,
eine Analyse zu machen, welche tatsächlichen Auf-
wendungen in welcher Höhe zu erwarten sind. Dann
werden wir Ihnen einen Vorschlag machen, wie wir
diese Härtefälle abpuffern können, ohne denen, die
sich um ihre Anlagen nicht gekümmert haben, zukünf-
tig mit staatlichen Mitteln zu helfen und ohne die Bür-
ger vor Ort zu belasten.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, weitere Wortmeldungen liegen mir

nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. Wir
kommen jetzt zu Abstimmung.

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/2399 – das ist der Antrag der Fraktion der
FREIEN WÄHLER – seine Zustimmung geben will,
den bitte ich um sein Handzeichen. – SPD und FREIE
WÄHLER. Die Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. –
CSU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthal-
tungen? – Keine. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich komme nun zum Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/2421. Das ist der Antrag der CSU-Fraktion.
Wer dem seine Zustimmung geben will, den bitte ich
um sein Handzeichen. – CSU, FREIE WÄHLER und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Die Gegenstimmen bitte
ich anzuzeigen. – SPD. Stimmenthaltungen? – Keine.
Damit ist der Antrag angenommen.

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachennum-
mern 17/2400, 17/2401, 17/2402, 17/2403, 17/2404
und 17/2406 sowie 17/2422 und 17/2423 werden in
die zuständigen federführenden Ausschüsse verwie-
sen.

Ich komme nun zurück zur namentlichen Abstimmung
über den Antrag zum BOS-Digitalfunk. Dass ist der
Antrag der SPD-Fraktion auf Drucksache 17/2398. Ich
eröffne die namentliche Abstimmung. Sie haben fünf
Minuten Zeit.

(Namentliche Abstimmung von 13.46 bis
13.51 Uhr)

Die Zeit ist um. Die Auszählung erfolgt außerhalb des
Raumes.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich verkünde nun die
Ergebnisse der durchgeführten namentlichen Abstim-
mungen. Zunächst komme ich zum Dringlichkeitsan-
trag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig
Hartmann, Rosi Steinberger und anderer und Fraktion
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) betreffend "Sanften Do-
nauausbau auf den Weg bringen", Drucksa-
che 17/2396.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Ich bitte noch um einen Moment Geduld; wir sind
gleich fertig. – Zu diesem Antrag haben 49 Abgeord-
nete mit Ja, 82 Abgeordnete mit Nein gestimmt. Es
gab 17 Stimmenthaltungen. Damit ist der Dringlich-
keitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Bei der Abstimmung über den Dringlichkeitsantrag der
Abgeordneten Markus Rinderspacher, Florian von
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau 
und Verkehr, Energie und Technologie 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Harry Scheuenstuhl, Natascha Kohnen u.a. und Fraktion (SPD) 
Drs. 17/2402 

Kein Fracking für Öl und Gas in Bayern 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Natascha Kohnen 
Mitberichterstatter: Klaus Holetschek 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Wirtschaft 
und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und 
Technologie federführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Bezie-
hungen hat den Dringlichkeitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 16. Sitzung am 3. Juli 2014 beraten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten so-
wie regionale Beziehungen hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 17. Sitzung am 21. Oktober 2014 mitberaten und mit 
folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Erwin Huber 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Harry Scheuenstuhl, Natascha Kohnen, Inge Aures, Volkmar 
Halbleib, Helga Schmitt-Bussinger, Dr. Simone Strohmayr, Hans-
Ulrich Pfaffmann, Klaus Adelt, Florian von Brunn, Herbert Woer-
lein, Annette Karl, Bernhard Roos, Andreas Lotte und Fraktion 
(SPD) 

Drs. 17/2402, 17/3577 

Kein Fracking für Öl und Gas in Bayern 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln

beraten werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich des jeweiligen Abstimmungsverhaltens mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. dem jeweiligen Abstim-

mungsverhalten seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden ist,

den bitte ich um sein Handzeichen. – Danke schön. Gibt es Gegenstimmen? – Keine

Gegenstimmen. Enthaltungen? – Auch keine Enthaltungen. Damit übernimmt der

Landtag diese Voten.

Protokollauszug
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der Abstimmung 
über die nicht einzeln zu beratenden Anträge zu Grunde gelegt 
wurden gem. § 59 Abs. 7 GeschO (Tagesordnungspunkt 3) 
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 
 

1. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Christine Kamm u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Bericht über Kriegsflüchtlinge aus Syrien, die im Rahmen  
der Dublin-III-Regelung abgeschoben werden 
Drs. 17/2074, 17/3579 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

2. Antrag der Abgeordneten Petra Guttenberger, Josef Zellmeier,  
Jürgen W. Heike u.a. CSU 
Bericht über Reform des EU-Datenschutzrechts 
Drs. 17/2127, 17/3580 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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3. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Harry Scheuenstuhl, Natascha Kohnen u.a. und Fraktion (SPD) 
Kein Fracking für Öl und Gas in Bayern 
Drs. 17/2402, 17/3577 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

4. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Katharina Schulze u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Berichtsantrag zum Gesetzgebungsverfahren der EU-Datenschutzgrund-
verordnung und den Reformbestrebungen bei Scoringverfahren 
Drs. 17/2413, 17/3582 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

5. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Thorsten Glauber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Fracking endlich bundesweit verbieten 
Drs. 17/2423, 17/3578 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 
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6. Antrag der Abgeordneten Herbert Woerlein, Harry Scheuenstuhl,  
Klaus Adelt u.a. SPD 
Situation und Kontrollen in den Putenmastbetrieben 
Drs. 17/2531, 17/3587 (E) [X] 
 
Antrag der CSU-Fraktion gem. § 126 Abs. 3 GeschO 
Abweichendes Votum des mitberatenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

7. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Jürgen Mistol u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Interkommunale Zusammenarbeit muss umsatzsteuerfrei bleiben! 
Drs. 17/2624, 17/3520 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

8. Antrag der Abgeordneten Eberhard Rotter, Karl Freller, Markus Blume u.a. CSU 
Den Menschen die Heimat erhalten – Für ein zeitgemäßes Angebot an 
angemessenem Mietwohnraum in allen Landesteilen sorgen 
Drs. 17/2649, 17/3521 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z ENTH Z ENTH 
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9. Antrag der Abgeordneten Eberhard Rotter, Karl Freller, Markus Blume u.a. CSU 
Den Menschen die Heimat erhalten –  
Bayerisches Modernisierungsprogramm verbessern 
Drs. 17/2650, 17/3522 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z ENTH Z ENTH 

 

10. Antrag der Abgeordneten Eberhard Rotter, Karl Freller, Markus Blume u.a. CSU 
Den Menschen die Heimat erhalten –  
Wohneigentum für Familien stärker im Ort fördern 
Drs. 17/2651, 17/3523 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z ENTH Z ENTH 

 

11. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Christine Kamm u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Auszug aus Gemeinschaftsunterkünften ermöglichen, die Pflicht zur 
Wohnsitznahme in Gemeinschaftsunterkünften aus dem bayerischen 
Aufnahmegesetz (AufnG) streichen 
Drs. 17/2674, 17/3379 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z ENTH Z 
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12. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Ulrike Müller u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Managementplan „Wölfe in Bayern“ Stufe 2 unverzüglich vorlegen! 
Drs. 17/1438, 17/3524 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 
 
der den Antrag für erledigt erklärt hat 

 

13. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Florian von Brunn, Harry Scheuenstuhl u.a. und Fraktion (SPD) 
Rückkehrende Tierarten in Bayern-Managementplan §Wölfe in Bayern“ Stufe 2 
endlich vorlegen! 
Drs. 17/1471, 17/3525 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 
 
der den Antrag für erledigt erklärt hat 
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